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Neufassung der Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Kremitz-Neugraben“

Bekanntmachung des 
Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft
Vom 5. September 2018

Auf Grund des § 58 Absatz 2 des Wasserverbandsgesetzes 
(WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), hat das 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft als Verbandsaufsichtsbehörde am 10. August 2018 
die nachfolgende Neufassung der Satzung des Wasser- und Bo-
denverbandes „Kremitz-Neugraben“, die in der Verbandsaus-
schusssitzung am 30.05.2018 beschlossen wurde, genehmigt 
(Gesch.-Z.: 6-0448/6+13#195265/2018).

Die Neufassung der Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

Potsdam, den 5. September 2018

Im Auftrag

Axel Loger
Referatsleiter

Neufassung 
der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 

„Kremitz-Neugraben“ 

§ 1
Name, Sitz, Rechtsform (§§ 1 und 3 WVG)

(1) Der Verband führt den Namen Gewässerunterhaltungsver-
band „Kremitz-Neugraben“ und hat seinen Sitz in Uebigau-
Wahrenbrück, OT Wiederau, Landkreis Elbe-Elster.

(2) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Er dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mit-
glieder. Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze selbst und 
strebt nicht an, Gewinne zu erzielen.

(3) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne 
des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz - WVG) sowie ein Gewässerunterhaltungsverband 
im Sinne des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) und 
des Gesetzes über die Bildung von Gewässerunterhaltungsver-
bänden (GUVG), jeweils in der geltenden Fassung.

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

§ 2
Verbandsgebiet (§ 6 WVG)

Das Verbandsgebiet umfasst das Einzugsgebiet 

-	 der Elbe (Gewässerkennzahl: 5) von unterhalb der Mün-
dung Kreinitzer Graben bis oberhalb der Mündung der 
Weinske (Gewässerkennzahl: 5374)

-	 der Schwarzen Elster (Gewässerkennzahl: 538) von unter-
halb der Mündung der Kleinen Elster bis Mündung in die 
Elbe

-	 des Liebenwerdaer-Wahrenbrücker-Binnengrabens (Gewäs- 
serkennzahl: 53854) soweit es im Land Brandenburg liegt. 

Maßgeblich sind die Einzugsgebiete nach § 1 Absatz 3 Satz 3 
bis 9 des Gesetzes über die Bildung von Gewässerunterhal-
tungsverbänden (GUVG). 

§ 3
Verbandsmitglieder (§ 2 GUVG)

(1) Der Verband hat als Mitglieder

1.	 den Bund, das Land Brandenburg und die sonstigen Ge-
bietskörperschaften für ihre Grundstücke im Verbandsge-
biet, 

2.	 Eigentümer von Grundstücken auf Antrag, 
3.	 die Gemeinden für alle übrigen Grundstücke im Verbands-

gebiet,
4.	 freiwillige Mitglieder.

(2) Eigentümer von Grundstücken im Verbandsgebiet sind auf 
Antrag als Mitglied aufzunehmen und zu entlassen. Die Auf-
nahme und Entlassung erfolgt zum 1. Januar des Kalenderjah-
res. Der Antrag ist bis zum 1. Juli des Vorjahres zu stellen. Er ist 
unter Nennung des Namens und der Anschrift des Antragstel-
lers an den Verband zu richten. Der Antragsteller ist verpflich-
tet, gegenüber dem Verband die Antragsvoraussetzungen nach-
zuweisen und ihren Wegfall dem Verband unverzüglich mit- 
zuteilen. Der Nachweis des Eigentums ist mittels der Vorlage 
eines aktuellen Grundbuchauszuges zu erbringen. Im Falle  
eines Eigentümerwechsels tritt der neue Eigentümer in die 
Rechte und Pflichten des Mitglieds ein.

(3) Der Verband kann auf Antrag Personen, die zur Erstattung 
von Mehrkosten der Gewässerunterhaltung gemäß § 85 BbgWG 
verpflichtet sind oder denen der Verband im Rahmen seiner 
freiwilligen Aufgaben Pflichten abnimmt oder erleichtert, als 
freiwillige Mitglieder aufnehmen.

(4) Die Mitgliedschaft nach Absatz 2 und 3 wird durch Ent-
scheidung des Verbandsvorstandes begründet und beendet.

(5) Der Verband führt ein Mitgliederverzeichnis (Anlage). Das 
Mitgliederverzeichnis ist nicht Bestandteil der Satzung. Es hat 
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lediglich deklaratorischen Charakter. Der Rechtsaufsichtsbe-
hörde sind Änderungen des Mitgliederverzeichnisses anzuzei-
gen.

§ 4
Aufgaben des Verbandes (§ 2 WVG)

(1) Pflichtaufgaben des Verbandes sind:

1.	 die Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung gemäß § 79 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 BbgWG und die Gewässerunter-
haltungsplanung gemäß § 78 Absatz 2 BbgWG hierfür,

2.	 Ausgleichsmaßnahmen an Gewässern II. Ordnung, bei 
nachteiliger Veränderung der Wasserführung gemäß § 77 
BbgWG,

3.	 die Durchführung der Unterhaltung der im Verbandsgebiet 
gelegenen Gewässer I. Ordnung nach Vorgaben des Was-
serwirtschaftsamtes gemäß § 79 Absatz 1 Satz 3 BbgWG 
und die Gewässerunterhaltungsplanung gemäß § 78 Ab-
satz 2 BbgWG hierfür, 

4.	 die Durchführung der Unterhaltung der Hochwasserschutz-
anlagen gemäß § 97 Absatz 3 BbgWG,

5.	 die dem Verband auf der Grundlage des § 126 Absatz 3 
Satz 4 BbgWG durch Rechtsverordnung übertragenen Auf-
gaben.

(2) Der Verband kann freiwillige Aufgaben auch außerhalb des 
eigenen Verbandsgebiets ausführen, soweit dadurch die Erfül-
lung der Pflichtaufgaben nicht gefährdet ist und die Finanzie-
rung gesichert ist.

Freiwillige Aufgaben sind:

1.	 Ausbau oder naturnaher Rückbau von Gewässern,
2.	 Bau und Unterhaltung von Anlagen in oder an Gewässern,
3.	 Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen 

und Gewässern zur Verbesserung des Landschaftswasser-
haushaltes, zum Schutz des Bodens und für die Land-
schaftspflege,

4.	 technische Maßnahmen zur Bewirtschaftung des Grund-
wassers und der oberirdischen Gewässer,

5.	 Herstellung, Betrieb, Unterhaltung und Beseitigung von An- 
lagen zur Be- und Entwässerung, insbesondere der Betrieb 
von Schöpfwerken und Stauanlagen, die nicht von der Ge-
wässerunterhaltung BbgWG umfasst sind,

6.	 Förderung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft 
und Wasserwirtschaft und Fortentwicklung von Gewässer-, 
Boden-, Wasserwirtschaft und Fortentwicklung von Ge-
wässer-, Boden- und Naturschutz,

7.	 Förderung und Überwachung der vorstehenden Aufgaben.

§ 5
Unternehmen, Verzeichnis der Gewässer

(1) Das Unternehmen des Verbandes sind die der Erfüllung sei-
ner Aufgaben dienenden baulichen und sonstigen Anlagen, Ar-
beiten an Grundstücken und alle in § 4 der Satzung genannten 
Tätigkeiten. Der Verband stellt Pläne zur Unterhaltung der Ge-
wässer auf.

(2) Der Verband führt ein Verzeichnis der Gewässer im Ver-
bandsgebiet. Es kann auch in elektronischer Form geführt wer-
den.

§ 6
Verbandsschau (§ 44 WVG)

(1) Die vom Verband zu unterhaltenden Gewässer und Anlagen 
sind mindestens einmal im Jahr zu schauen. Bei der Schau sind 
Unzulänglichkeiten des Unterhaltungszustandes sowie der Um-
fang notwendiger Unterhaltungs- beziehungsweise Ausbaumaß- 
nahmen zu protokollieren.

(2) Das Verbandsgebiet wird in neun Schaubezirke eingeteilt. 
Es werden für jeden Schaubezirk Schaubeauftragte entspre-
chend § 44 Absatz 2 WVG durch die Verbandsversammlung 
gewählt.

(3) Die Wahlperiode der Schaubeauftragten dauert fünf Jahre 
und entspricht der Amtszeit des Vorstandes.

(4) Die Verbandsschau ist öffentlich. Der Vorstandsvorsitzende 
gibt Ort und Zeit der Schau mindestens 14 Tage vor Durchfüh-
rung ortsüblich gemäß § 31 Absatz 1 bekannt. Die Leitung der 
Schau obliegt dem jeweiligen Schaubeauftragten. Der Vorstand 
lädt die Schaubeauftragten, die Rechtsaufsichtsbehörde und 
sonstige Beteiligte, insbesondere technische und landwirtschaft-
liche Fachbehörden rechtzeitig gesondert zur Verbandsschau ein.

(5) Über den Verlauf und das Ergebnis der Schau fertigen die je-
weiligen Schaubeauftragten Niederschriften an und unterzeich-
nen diese. Diese Niederschriften sind Bestandteil des Schaubu-
ches. Der Vorstand lässt die festgestellten Mängel, für deren 
Beseitigung der Verband zuständig ist, über den Geschäftsführer 
des Verbandes abstellen und erhält darüber Berichterstattung.

§ 7
Benutzung von Grundstücken 

(1) Für die Durchführung der Gewässerunterhaltung haben die 
Gewässereigentümer, die Nutzungsberechtigten, die Inhaber 
von Wasserrechten und Befugnissen sowie die Anlieger und 
Hinterlieger die besonderen Pflichten gemäß § 41 WHG und 
§ 84 BbgWG in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Der Geschäftsführer unterrichtet die nach Absatz 1 Ver-
pflichteten über den Zeitraum und die Unterhaltungsmaßnah-
men mindestens zwei Wochen vor der Durchführung der Maß-
nahmen. Die Unterrichtung erfolgt durch Bekanntmachung im 
Amtsblatt der jeweiligen Gemeinde beziehungsweise des je-
weiligen Amtes oder in einer im betreffenden Gebiet verbreite-
ten, periodisch erscheinenden Zeitung.

§ 8
Verbandsorgane (§ 46 WVG)

Der Verband hat als Verbandsorgane eine Verbandsversamm-
lung und einen Vorstand. 
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§ 9
Vertretung der Mitglieder in der Verbandsversammlung

Die gesetzlichen Verbandsmitglieder gemäß § 3 Absatz 1 Num-
mer 1 dürfen, auf der Grundlage der für sie einschlägigen Orga-
nisationsvorschriften, eine oder mehrere vertretungsberechtigte 
natürliche Personen in die Verbandsversammlung entsenden. 
Der Verbandsvorsteher kann einen Nachweis über die Vertre-
tungsbefugnis verlangen.

§ 10
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung berät den Vorstand in allen wichti-
gen Angelegenheiten. Sie beschließt nach den gesetzlichen Vor-
schriften über:

1.	 die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie 
ihrer Stellvertreter,

2.	 Änderungen der Satzung, des Unternehmens, des Planes 
oder der Aufgaben sowie über die Grundsätze der Ge-
schäftspolitik,

3.	 die Umgestaltung des Verbandes,
4.	 die Festsetzung des Haushaltsplanes und dessen Anlagen 

sowie von Nachtragshaushaltsplänen,
5.	 die Höhe des Beitragssatzes,
6.	 die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers nach § 6 Absatz 3 

GUVG,
7.	 Veranlagungsregeln,
8.	 Einsprüche gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushalts-

planes,
9.	 die Entlastung des Vorstandes und des Geschäftsführers,
10.	Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem 

Verband,
11.	die Wahl der Schaubeauftragten,
12.	Aufwandsentschädigungen (Entschädigungsordnung).

§ 11
Durchführung der Verbandsversammlung (§ 48 WVG)

(1) Die ordentliche Verbandsversammlung tritt mindestens ein-
mal im Jahr zusammen.

(2) Der Verbandsvorsteher lädt schriftlich zu den Sitzungen der 
Verbandsversammlung ein. Die Ladungsfrist zur Sitzung der 
Verbandsversammlung beträgt zwei Wochen. Einladungen müs-
sen jeweils die vorläufige Tagesordnung und die Entwürfe der 
Beschlussvorlagen enthalten. In dringenden Fällen kann der 
Verbandsvorsteher kürzere Ladungsfristen bestimmen. Auf die 
verkürzte Ladungsfrist ist in der Einladung hinzuweisen.

(3) Die Sitzungen der Verbandsversammlung werden durch den 
Verbandsvorsteher, im Verhinderungsfalle durch seinen Stell-
vertreter geleitet.

(4) Der Vorstand kann aus wichtigem Grund eine außerordent-
liche Sitzung der Verbandsversammlung einberufen. Ein wich-
tiger Grund liegt auch vor, wenn mehr als ein Drittel der Mit-
glieder der Verbandsversammlung dies schriftlich und begrün- 
det gegenüber dem Verbandsvorsteher beantragt.

(5) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn recht-
zeitig und vollständig zu ihrer Sitzung eingeladen und gemäß 
§ 48 Absatz 2 letzter Halbsatz WVG mindestens ein Zehntel der 
Verbandsmitglieder anwesend ist.

(6) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurück-
gestellt worden, und wird die Verbandsversammlung zur Be-
handlung desselben Gegenstandes erneut geladen, so ist sie 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, 
wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist.

(7) Über die Sitzung der Verbandsversammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen. Die Niederschrift muss folgende Angaben 
enthalten:

1.	 den Ort und den Tag der Sitzung,
2.	 die Namen des Vorsitzenden und der Anwesenden,
3.	 den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge,
4.	 die gefassten Beschlüsse,
5.	 das Ergebnis von Wahlen.

Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher oder seinem Stell-
vertreter, einem Mitglied der Verbandsversammlung und dem 
Geschäftsführer zu unterzeichnen. Eine Abschrift der Nieder-
schrift ist der Rechtsaufsichtsbehörde zu übersenden.

(8) Die Verbandsversammlung kann ihre Tätigkeit in einer Ge-
schäftsordnung regeln.

§ 12
Antrags- und Stimmrecht in der Verbandsversammlung

(1) Verbandsmitglieder haben in der Verbandsversammlung 
Antrags- und Stimmrecht. Die Übertragung des Antrags- und 
Stimmrechts auf ein anderes Verbandsmitglied ist nicht zuläs-
sig. Mitglieder gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 4 können 
das Antrags- und Stimmrecht nur persönlich oder durch einen 
gesetzlichen Vertreter ausüben.

(2) Die Stimmenanzahl bemisst sich nach dem Verhältnis des 
Beitrages, den das Verbandsmitglied nach Absatz 1 im Kalen-
derjahr an den Verband zu entrichten hat, zum Gesamtbeitrags-
aufkommen. Bei einem Beitrag bis zu 50 Euro hat das Ver-
bandsmitglied eine Stimme. Für jeden angefangenen Betrag 
von weiteren 50 Euro Beitrag erhöht sich die Stimmenanzahl 
um eine weitere Stimme.

(3) Soweit die Verbandsmitglieder nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 
und 3 nach ihrem Organisationsrecht mehrere Vertreter in die 
Verbandsversammlung entsenden, bemisst sich die Stimmzahl 
nach dem Verhältnis des Beitrages, den die jeweiligen Dienst-
stellen zu entrichten haben. Die Vertreter können uneinheitlich 
abstimmen und Stimmen können von einem Vertreter auf einen 
anderen Vertreter desselben Mitglieds übertragen werden. 

(4) Die Verbandsversammlung beschließt mit der einfachen 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder nach Ab-
satz  2, soweit nicht gemäß § 58 Absatz 1 Satz 2 WVG eine 
Mehrheit von zwei Dritteln vorgeschrieben ist. Es wird of- 
fen abgestimmt. Wenn geheime Abstimmung von mindestens  
einem Mitglied beantragt wird, ist diese durchzuführen, wenn 
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die Mehrheit der Anwesenden zustimmt. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen bleiben 
unberücksichtigt.

§ 13
Nichtöffentlichkeit der Sitzungen 

der Verbandsversammlung

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind nicht öffent-
lich (§ 48 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 WVG).

(2) Dabei gelten folgende Ausnahmen: Vorstandsmitglieder und 
der Geschäftsführer des Verbandes können an der Verbandsver-
sammlung teilnehmen. Der Verbandsvorsteher kann bestim-
men, dass Vertreter der steuer- und rechtsberatenden Berufe an 
der Verbandsversammlung teilnehmen.

(3) Auch andere als die in Absatz 2 genannten Personen können 
an der Verbandsversammlung ganz oder teilweise teilnehmen, 
wenn dem zuvor alle anwesenden Verbandsmitglieder zuge-
stimmt haben.

(4) Bild- und Tonaufzeichnungen sind nur zulässig, wenn alle 
anwesenden Teilnehmer der Verbandsversammlung vorher aus-
drücklich zustimmen.

§ 14
Mitglieder des Vorstandes (§ 52 WVG)

(1) Der Vorstand besteht aus jeweils einem Vertreter der neun 
Schaubezirke. Vorstandsmitglied kann jede natürliche, geschäfts-
fähige Person sein.

(2) Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher. Ein Vor-
standsmitglied ist stellvertretender Verbandsvorsteher. Für die 
anderen Vorstandsmitglieder sind persönliche Vertreter zu wäh-
len.

§ 15
Wahl und Amtszeit des Vorstandes (§ 53 WVG)

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die Verbands-
versammlung gewählt. Die Verbandsmitglieder und der amtie-
rende Vorstand können Kandidaten zur Wahl des Vorstandes 
vorschlagen. 

(2) Der Verbandsvorsteher und dessen Stellvertreter sind von 
der Verbandsversammlung aus der Mitte des Vorstandes zu 
wählen. Der jeweilige Kandidat wird durch den nach Absatz 1 
gewählten Vorstand vorgeschlagen. Erreicht er bei der Wahl 
nicht die einfache Mehrheit, schlägt der Vorstand der Verbands-
versammlung einen anderen Kandidaten vor.

(3) Das Nähere kann in der Geschäftsordnung der Verbandsver-
sammlung geregelt werden.

(4) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt fünf Jahre und endet 
mit der Wahl eines neuen Vorstands. Scheidet ein Vorstandsmit-

glied vor Ablauf der Amtszeit aus, muss spätestens auf der 
nächstfolgenden Verbandsversammlung ein neues Vorstands-
mitglied gewählt werden. Die ausscheidenden Mitglieder blei-
ben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder in ihrem Amt.

(5) Der Geschäftsführer zeigt der Rechtsaufsichtsbehörde Än-
derungen der Zusammensetzung des Vorstandes an.

(6) Nach Ablauf der Wahlperiode führt der Vorstand seine Ge-
schäfte bis zur Wahl eines neuen Vorstandes weiter. 

(7) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus 
wichtigem Grund mit Zweidrittelmehrheit abberufen. Die Ab-
berufung und ihr Grund sind der Rechtsaufsichtsbehörde anzu-
zeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Anzeige unter Angabe der Gründe widerspre-
chen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist. 
Widerspricht die Rechtsaufsichtsbehörde, so ist die Abberufung 
unwirksam.

§ 16
Aufgaben und Geschäfte des Vorstandes (§ 54 WVG)

(1) Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte des Verbandes, für 
die nicht durch Gesetze oder Satzung die Verbandsversamm-
lung zuständig ist.

(2) Er beschließt insbesondere über:

1.	 die Aufstellung der Gewässerunterhaltungspläne,
2.	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Anlagen,
3.	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
4.	 die Aufstellung der Jahresrechnung,
5.	 die Geschäftsordnung des Vorstandes,
6.	 Entscheidungen in Rechtsmittelverfahren,
7.	 Verträge mit einem Wert von mehr als 50 000 Euro, die 

Leistungen gemäß § 4 Absatz 2 betreffen,
8.	 die Einstellung und Entlassung von Dienstkräften,
9.	 Vorschläge zur Änderung und Ergänzung der Satzung,
10.	die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern nach § 3 

Absatz 1 Nummer 2 und 4, 
11.	das Vorliegen von Härtefällen nach § 27 Absatz 5,
12.	die Übertragung der Durchführung von Aufgaben auf den 

Geschäftsführer,
13.	den Erwerb und die Veräußerung von Anlagevermögen  

und Grundstücken mit einem Einzelwert von mehr als 
15 000 Euro,

14.	die Einteilung des Verbandsgebietes in Schaubezirke.

(3) Der Vorstand leitet den Verband in Übereinstimmung mit 
den von der Verbandsversammlung beschlossenen Grundsätzen. 

(4) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Ver-
band insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestimmun-
gen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse der Verbands- 
versammlung ausgeführt werden. Ein Vorstandsmitglied, das 
seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, 
ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens 
verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch verjährt in drei Jah-
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ren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem 
Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt.

§ 17
Sitzungen und Beschlussfassung des Vorstandes

(1) Die Sitzungen des Vorstandes werden durch den Vorstands-
vorsitzenden, im Verhinderungsfalle durch den Stellvertreter 
geleitet.

(2) Die Ladungsfrist zu den Sitzungen des Vorstandes beträgt 
zehn Tage. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist, in der 
Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3) Jährlich sind mindestens vier Sitzungen abzuhalten.

(4) Der Vorstandsvorsitzende lädt schriftlich zu den Sitzungen 
des Vorstandes ein. Einladungen müssen jeweils die vorläufige 
Tagesordnung und die Entwürfe der Beschlussvorlagen enthal-
ten.

(5) Für die Beschlussfähigkeit des Vorstandes muss mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend sein.

(6) Wer am Erscheinen verhindert ist, teilt dies unverzüglich bei 
gleichzeitiger Übergabe der schriftlichen Einladung seinem Stell- 
vertreter mit. Der Vorstandsvorsitzende ist zu benachrichtigen.

(7) Ist wegen einer zu geringen Anzahl der erschienenen Mit-
glieder der Vorstand nicht beschlussfähig, kann der Verbands-
vorsteher zu einem späteren Termin mit derselben Tagesord-
nung einladen. Der Vorstand ist dann ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. In der Ein-
ladung ist auf die erleichterte Beschlussfähigkeit hinzuweisen.

(8) Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Der Vorstand be-
schließt mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesen-
den Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Verbandsvorstehers.

(9) Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift anzu-
fertigen. Für den Inhalt der Niederschrift gilt § 11 Absatz 7 
Satz 2 dieser Satzung entsprechend. Die Niederschrift ist vom 
Verbandsvorsteher oder gegebenenfalls vom stellvertretenden 
Verbandsvorsteher, einem weiteren Vorstandsmitglied und dem 
Geschäftsführer zu unterzeichnen. Eine Abschrift der Nieder-
schrift ist der Rechtsaufsichtsbehörde zu übersenden.

§ 18
Umlaufverfahren

(1) Ist die mündliche Beratung einer Angelegenheit nicht erfor-
derlich, so können Beschlüsse des Vorstandes auch schriftlich 
im Umlaufverfahren gefasst werden. Umlaufbeschlüsse sind 
gültig, wenn jedes Vorstandsmitglied seine Willensbildung zum 
Ausdruck gebracht hat.

(2) Der Vorstandsvorsitzende veranlasst, die Übersendung der 
schriftlichen Beschlussvorlage an alle Mitglieder des Vorstands. 

Die Übersendung kann per Post, per Fax oder per E-Mail erfol-
gen. Jedes Vorstandsmitglied ist verpflichtet, die schriftliche 
Beschlussvorlage mit seiner Entscheidung und seiner persönli-
chen Unterschrift zu versehen und unverzüglich an den Vor-
standsvorsitzenden zum Sitz des Verbandes zurückzusenden 
oder per Boten beziehungsweise persönlich zu überbringen. 

(3) Das Umlaufverfahren ist innerhalb von 10 Kalendertagen 
abzuschließen. 

(4) Über das Umlaufverfahren wird ein Protokoll geführt, wel-
ches den wesentlichen zeitlichen Ablauf, den Gegenstand und 
das Beschlussergebnis ausweist. Das Protokoll soll innerhalb 
eines Monats nach dem Beginn des Umlaufverfahrens aufge-
stellt und vom Vorstandsvorsitzenden sowie dem Geschäftsfüh-
rer unterzeichnet werden. Alle Vorstandsmitglieder erhalten 
eine Benachrichtigung über das Ergebnis der Abstimmung im 
Umlaufverfahren. 

§ 19
Gesetzliche Vertretung des Verbandes (§ 55 WVG)

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt zusammen mit dem Ge-
schäftsführer den Verband gerichtlich und außergerichtlich.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten 
Personen eine Bestätigung über die jeweilige Vertretungsbefug-
nis.

(3) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden 
soll, bedürfen der Schriftform; sie sind nach Maßgabe der für 
den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder den 
Vertretungsberechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Ge-
schäft oder für einen Kreis von Geschäften ein Bevollmächtig-
ter bestellt, so bedarf die Vollmacht der Form des Satzes 1.

§ 20
Geschäftsführer, Dienstkräfte

(1) Der Verband hat einen Geschäftsführer.

(2) Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich für die Geschäfte der laufenden Verwaltung. 
Er bereitet die Beschlüsse der Verbandsorgane vor und führt sie 
aus, soweit sich aus den Beschlüssen nichts anderes ergibt. Der 
Geschäftsführer ist für die Aufstellung der Gewässerunterhal-
tungspläne zuständig und stimmt diese gemäß § 78 Absatz 2 
BbgWG mit den zuständigen Behörden ab.

(3) Der Geschäftsführer ist Leiter der Dienststelle und Dienst-
vorgesetzter der Dienstkräfte und zeitweiligen Dienstkräfte des 
Verbandes.

(4) Der Dienstvorgesetzte des Geschäftsführers ist der Ver-
bandsvorsteher. 

(5) Auf der Grundlage eines Stellenplanes hat der Verband zur 
Erfüllung seiner Aufgaben die entsprechenden Dienstkräfte 
einzustellen.
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(6) Geschäftsführer oder andere Dienstkräfte des Verbandes 
dürfen nicht Mitglieder des Verbandes und nicht Vertreter von 
Verbandsmitgliedern in der Verbandsversammlung oder Mit-
glied des Vorstandes sein.

§ 21
Ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich tätig. Sie erhal-
ten eine Aufwandsentschädigung durch den Verband.

(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung wird durch die Ver-
bandsversammlung festgesetzt.

(3) Vertreter in der Verbandsversammlung haben keinen An-
spruch auf Aufwandsentschädigung durch den Verband.

§ 22
Grundsätze der Haushaltsführung, Haushaltsplan

(1) Die Haushaltswirtschaft, das Rechnungswesen und der Jah-
resabschluss sind nach den Grundsätzen der doppelten Buch-
führung zu führen. Es gelten die §§ 238 bis 263 des Handels- 
gesetzbuches entsprechend. 

(2) Der Haushalt und seine Ausführung haben dem Gebot der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu genügen. 

(3) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

(4) Der Vorstand stellt durch Beschluss für jedes Haushaltsjahr 
den Haushaltsplan und nach Bedarf Nachträge dazu auf. Die 
Verbandsversammlung setzt den Haushaltsplan und die Nach-
träge fest. Im Haushaltsplan und im Jahresabschluss müssen die 
nachfolgenden Aufgaben gemäß § 6 Absatz 2 GUVG wie folgt 
getrennt geplant und dargestellt werden:

1.	 Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung (§ 79 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 BbgWG),

2.	 Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung (§ 79 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 BbgWG),

3.	 durch Gesetz oder Rechtsverordnung übertragene Aufga-
ben (§ 79 Absatz 1 Satz 3, § 97 Absatz 3 Satz 1, § 126 Ab-
satz 3 Satz 3 und 4 BbgWG),

4.	 freiwillige Aufgaben.

(5) Der Haushaltsplan muss mindestens enthalten: 

a)	 die Festsetzung des Jahresflächenbeitrages, 
b)	 alle im Haushaltsjahr für die Erfüllung der Aufgaben des 

Verbandes zu erwartenden Erträge und zu leistende Auf-
wendungen,

c)	 Kostenbeteiligungen von Vorteilshabenden, Zuwendungen 
und sonstige Erträge, 

d)	 die Entnahmen aus den finanziellen Rücklagen und die Zu-
führungen,

e)	 die Festsetzung der zulässigen Höhe außer- und überplan-
mäßiger Ausgaben und die Festsetzung einer Erheblich-
keitsschwelle für außer- und überplanmäßiger Ausgaben,

f)	 die Festsetzung der Höhe von Kassenkrediten und Darle-
hen.

(6) Der Verband hat gemäß § 6 Absatz 4 GUVG eine angemes-
sene Rücklage zur Sicherung des Haushaltes zu bilden. Dane-
ben kann eine Erneuerungsrücklage in angemessener Höhe ge-
bildet werden. 

(7) Für die Erfüllung der in § 4 Absatz 1 genannten Pflichtauf-
gaben dürfen keine Darlehen, die über eine Laufzeit von  
fünf Jahren hinausgehen, aufgenommen werden.

§ 23
Ermächtigung durch den Haushaltsplan,

überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

(1) Der Vorstand wird durch den Beschluss der Verbandsver-
sammlung gemäß § 9 Nummer 4 über den Haushaltsplan er-
mächtigt,

1.	 die Verbandsbeiträge in der festgesetzten Höhe zu erheben,
2.	 geplante Ausgaben vorzunehmen,
3.	 Darlehen und Kassenkredite bis zur festgesetzten Höhe für 

den Verband aufzunehmen.

(2) Außer- und überplanmäßige Ausgaben dürfen nur vorge-
nommen werden, wenn der Verband zur Zahlung verpflichtet 
ist, oder ein Zahlungsaufschub für den Verband wesentliche 
Nachteile nach sich ziehen würde und die zulässige Höhe der 
außer- und überplanmäßigen Ausgaben und Einnahmen nicht 
überschritten wird.

§ 24
Rechnungsprüfung

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss die Jahresrechnung 
über alle Erträge und Aufwendungen des vergangenen Haus-
haltsjahres gemäß dem Haushaltsplan und der entsprechenden 
Vorgaben des § 6 Absatz 2 GUVG auf und legt sie dem von ihm 
zu bestimmenden unabhängigen Wirtschaftsprüfer vor. 

(2) Die Prüfung der Jahresrechnung durch den Wirtschaftsprü-
fer schließt die Haushalts- und Rechnungsführung, die Recht-
mäßigkeit der Beitrags- und Mehrkostenermittlung und die 
Rechtmäßigkeit der Beitrags- und Mehrkostenrechnungslegung 
ein. Sie erstreckt sich im Übrigen insbesondere darauf, ob: 

a)	 nach der Rechnung der Haushaltsplan und seine Nachträge 
eingehalten sind,

b)	 die einzelnen Erträge und Aufwendungen der Rechnung 
ordnungsgemäß nachgewiesen sind,

c)	 Rechnungsbeträge mit den einschlägigen rechtlichen Be-
stimmungen im Einklang stehen,

d)	 der Vermögensstand richtig nachgewiesen ist.

(3) Der Wirtschaftsprüfer berichtet dem Verbandsvorsteher 
schriftlich über das Ergebnis seiner Prüfungen. Der Verbands-
vorsteher legt die Ergebnisse dieser Prüfungen der Verbands-
versammlung zur Bestätigung vor. 
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(4) Die erneute Bestellung desselben Wirtschaftsprüfers ist 
möglich, sie ist jedoch auf drei Haushaltsjahre hintereinander 
begrenzt. Danach ist ein Wechsel vorzunehmen. 

§ 25
Entlastung des Vorstandes und des Geschäftsführers

Der Vorstand nimmt das Prüfergebnis des Jahresabschlusses 
zur Kenntnis und stellt die Vollständigkeit und Richtigkeit des 
Jahresabschlusses fest. Der Vorstand legt zu seiner Entlastung 
den festgestellten Jahresabschluss zusammen mit dem Ergebnis 
des Prüfberichts der Verbandsversammlung vor; diese be-
schließt sodann über die Entlastung des Vorstandes und des Ge-
schäftsführers.

§ 26
Verbandsbeitrag (§§ 28, 29, 31 WVG)

(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlichkeiten und 
zu einer nachhaltigen Haushaltsführung erforderlich sind.

(2) Der Beitragssatz wird jährlich in Verbindung mit dem Haus-
haltsplan durch die Verbandsversammlung festgesetzt. Er wird 
in €/ha ausgedrückt.

(3) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen und sind öffent- 
liche Abgaben.

(4) Der Verbandsbeitrag ist in zwei gleichen Raten zum 1. März 
und zum 1. August des Beitragsjahres zu zahlen.

(5) Auf Antrag kann in besonderen Härtefällen ganz oder teil-
weise von der Verbandsbeitragszahlung befreit oder Ratenzah-
lung vereinbart werden.

(6) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säum-
niszuschlag zu zahlen. Der Säumniszuschlag beträgt ein Pro-
zent des rückständigen Betrages für jeden angefangenen Monat 
vom Tag nach der Fälligkeit an gerechnet.

(7) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage 
des geltenden Beitragsmaßstabes durch Beitragsbescheid. Jeder 
einzelne Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu ver-
sehen.

§ 27
Beitragsverhältnis, Kostenerstattung, 

Ersatz von Mehrkosten

(1) Die Beitragslast für die Erfüllung der Aufgabe gemäß § 4 
Absatz 1 Nummer 1 bestimmt sich gemäß § 80 Absatz 1 Satz 1 
BbgWG nach dem Verhältnis der Flächen, mit denen die Mit-
glieder am Verbandsgebiet beteiligt sind. Die Kosten für die 
Unterhaltung und den Betrieb von Schöpfwerken und Stauanla-
gen im Sinne des § 78 Absatz 3 Satz 1 BbgWG sind unselbst-

ständiger Bestandteil der Gewässerunterhaltungskosten. Der 
Verband trifft durch Satzung oder Vereinbarung abweichende 
Regelungen, soweit dies zur Vermeidung unverhältnismäßiger 
Belastungen erforderlich ist. 

(2) Die Heranziehung für die durch die Erschwerung der Unter-
haltung entstehenden Mehrkosten richtet sich nach § 80 Ab-
satz 1 Satz 6 in Verbindung mit § 85 BbgWG.

(3) Für die Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 soll der 
entstandene Aufwand gemäß § 77 BbgWG auf diejenigen an-
teilig umgelegt werden, die zu nachteiligen Abflussveränderun-
gen nicht nur unwesentlich beigetragen haben.

(4) Die Kosten für die Durchführung der Aufgaben gemäß § 4 
Absatz 1 Nummer 3 bis Nummer 5 trägt das Land Branden-
burg.

(5) Für die dem Verband für die Durchführung freiwilliger Auf-
gaben gemäß § 4 Absatz 2 entstehenden Kosten sind Beiträge 
von bevorteilten Mitgliedern nach § 28 Absatz 1, § 30 Absatz 1 
WVG und von Nichtmitgliedern nach § 28 Absatz 3, § 30 Ab-
satz 1 WVG zu erheben, soweit keine Erstattung durch einen 
Auftraggeber erfolgt.

(6) Der Beitrag für die freiwilligen Mitglieder bemisst sich 
nach § 30 WVG.

§ 28
Ermittlung des Beitragsverhältnisses

(1) Stichtag für die Ermittlung des Beitrages ist der 1. Januar 
des Beitragsjahres. Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, 
dem Verband alle für die Veranlagung erforderlichen Angaben 
wahrheitsgemäß und rechtzeitig bis zu dem Stichtag zu machen 
und den Verband bei den Festsetzungen zu unterstützen. Verän-
derungen der für die Veranlagung maßgeblichen Umstände sind 
dem Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist ver-
pflichtet, erst vom Zeitpunkt der Kenntnis an die entsprechen-
den Änderungen bei der nächsten Beitragsveranlagung zu 
Grunde zu legen.

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannte Verpflichtung besteht 
nur gegenüber Personen, die vom Verband durch eine schrift- 
liche Vollmacht zum Einholen der Auskünfte oder zur Einsicht 
und Besichtigung berechtigt ausgewiesen sind. 

(3) Der Beitrag eines Mitgliedes wird nach pflichtgemäßem Er-
messen durch den Vorstand geschätzt, wenn

1.	 das Mitglied die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 2 verletzt 
hat,

2.	 es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich 
ist, den Beitrag eines Mitgliedes zu ermitteln.

(4) Jedem Mitglied ist auf Verlangen Einsicht in den Räumen 
des Verbandes zu den Dienstzeiten in die ihn betreffenden Bei-
tragsunterlagen zu gewähren.
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§ 29
Rechtsgeschäfte zwischen Verband und 

Vorstandsmitgliedern

Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Ver-
band bedürfen der Zustimmung der Verbandsversammlung und 
der Rechtsaufsichtsbehörde, soweit sie über den Ersatz von 
Aufwendungen hinausgehen.

§ 30
Verschwiegenheitspflicht (§ 27 WVG)

(1) Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Verbandsversammlung, 
Geschäftsführer und Dienstkräfte des Verbandes sind verpflich-
tet, über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben be-
kannt werdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse, auch nach 
Beendigung des Amts- beziehungsweise Dienstverhältnisses, 
Verschwiegenheit zu wahren.

(2) Im Übrigen bleibt die Vorschrift des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes über die Verschwiegenheitspflicht unberührt.

§ 31
Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen des Verbandes werden durch den Ge-
schäftsführer des Verbandes in geeigneter Weise vorgenom-
men. Die Veröffentlichung kann über das Amtsblatt der betref-
fenden Landkreise oder die Amtsblätter der Mitgliedsgemeinden 
oder in den örtlichen Tageszeitungen erfolgen. Daneben sind 
die Bekanntmachungen auf der Internetseite des Gewässerun-
terhaltungsverbandes „Kremitz-Neugraben“ einzustellen. 

(2) Wenn umfangreiche Unterlagen bekannt gemacht werden 
sollen, genügt die Bekanntmachung des Ortes und der Zeiten, 
zu denen diese Unterlagen zur Einsichtnahme ausliegen.

(3) Ausschließlich an die Mitglieder gerichtete Bekanntma-
chungen können in Form eines geschlossenen einfachen Brie-
fes, andere Informationen können den Mitgliedern auch auf 
elektronischem Wege zugesandt werden.

§ 32
Satzungsänderung

(1) Über die Änderung der Satzung beschließt die Verbandsver-
sammlung. Anträge sind in der Einladung zur Verbandsver-
sammlung vollständig bekannt zu geben. Ein Beschluss über 
die Änderung der Satzung bedarf der Mehrheit der anwesenden 
Stimmen. Der Beschluss über eine Änderung der Aufgabe des 
Verbands bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesen-
den Stimmen. Die Änderung der Satzung bedarf der Genehmi-
gung der Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2) Die Veröffentlichung der Satzung wird durch die Rechtsauf-
sichtsbehörde veranlasst.

§ 33
Rechtsaufsichtsbehörde (§ 72 WVG und § 1 GUVAV) 

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des für Wasser-
wirtschaft zuständigen Ministeriums (§ 1 Gewässerunterhal-
tungsverbandsaufsichtsverordnung - GUVAV). Der Verbands-
vorsteher lädt die Rechtsaufsichtsbehörde zu allen Sitzungen 
der Verbandsversammlung und des Verbandsvorstandes unter 
Einhaltung der Ladungsfristen ein.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann sich, auch durch Beauf-
tragte, über die Angelegenheiten des Verbandes unterrichten. 
Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten 
und andere Unterlagen anfordern sowie an Ort und Stelle Prü-
fungen und Besichtigungen vornehmen.

§ 34
Zustimmung zu Geschäften (§ 75 WVG)

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Rechtsaufsichtsbe-
hörde

1.	 zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegen-
ständen,

2.	 zur Aufnahme von Darlehen, die über 150 000 Euro hinaus-
gehen,

3.	 zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen und zur Bestellung von Sicherheiten,

4.	 zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied ein-
schließlich der Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie 
über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, 
die einem in Absatz 1 genannten Geschäft wirtschaftlich gleich-
kommen.

(3) Eine Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde gemäß § 75 
Absatz 3 WVG ist nicht erforderlich zur Aufnahme eines Kas-
senkredites bis zu einem Betrag von 150 000 Euro.

(4) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte 
Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 allgemein zulassen.

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der Rechtsauf-
sichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann 
die Rechtsaufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid 
um einen Monat verlängern.

§ 35
Sprachform

Alle in dieser Satzung verwendeten Personenbezeichnungen 
gelten sowohl in der männlichen als auch in der weiblichen 
Form.



903Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 39 vom 4. Oktober 2018

§ 36
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Neufassung der Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 27. Juni 2012 (ABl. S. 1393), 
zuletzt geändert am 21. Dezember 2016 (ABl. S. 151) außer 
Kraft.

Anlage 	 Mitgliedsverzeichnis (Das ab dem 1. Januar 2019 gel-
tende Mitgliederverzeichnis wird zu einem späteren 
Zeitpunkt veröffentlicht.)

Ausgefertigt:

Wiederau, den 27.08.2018

A. Claus 	 S. Scheibe
Verbandsvorsteher	 Geschäftsführer

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
von zwei Windkraftanlagen in 17291 Prenzlau

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 2. Oktober 2018

Der Firma Notus energy Wind GmbH & Co. KG, Steinstra-
ße 10 in 17389 Anklam wurde die Neugenehmigung gemäß § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf 
den Grundstücken in 17291 Prenzlau, Gemarkung Schönwer-
der, Flur 3, Flurstücke 77 und 78 zwei Windkraftanlagen 
(WKA) zu errichten und zu betreiben (Az.: G07317). 

Die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Nummer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wurde angeordnet.

Die Genehmigung umfasst im Wesentlichen die Errichtung und 
den Betrieb von zwei WKA des Typs Vestas V150 mit einem 
Rotordurchmesser von 150,00 m, einer maximalen Nabenhöhe 
von 166,00 m über Geländeoberkante und einer maximalen Ge-
samthöhe von 241,00 m plus 3 m Fundamenterhöhung. Die 
Nennleistung beträgt 4,2 MW je Anlage. Zu jeder WKA gehö-
ren Fundament, Zuwegung und Kranstellflächen.

Die Genehmigung schließt andere, die Anlagen betreffenden 
behördlichen Entscheidungen nach § 13 BImSchG mit ein. Da-
bei handelt es sich insbesondere um die Baugenehmigungen 
nach § 72 Absatz 1 Satz 1 der Brandenburgischen Bauordnung 
(BbgBO) mit der Zulassung der beantragten Abweichung (Re-
duzierung der Abstandsfläche auf die Projektionsfläche) gemäß 
§ 67 Absatz 1 BbgBO von der Vorschrift des § 6 BbgBO.

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt 
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in 
der Zeit vom 5. Oktober 2018 bis einschließlich 18. Oktober 
2018 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstel-
le Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt 
(Oder) und im Rathaus der Stadt Prenzlau, Bürgerservice, 
Raum 001, Am Steintor 4 in 17291 Prenzlau aus und kann dort 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen 
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden. 
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Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam zu richten. Zur Nieder-
schrift kann der Widerspruch beim Landesamt für Umwelt, 
Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam OT Groß Glienicke 
eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb von 
acht Windenergieanlagen

in 14822 Mühlenfließ OT Nichel

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2018

Die Firma ENERTRAG AG, Gut Dauerthal in 17291 Dauerthal 
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken in der Ge-
markung Nichel, Flur 1, Flurstücke 25, 47, 55 und Flur 2, Flur-
stücke 161, 222, 232, 139/3, 137/2 acht Windenergieanlagen zu 
errichten und zu betreiben. 

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von acht Windkraftanlagen des Typs Enercon E-141 
EP4, 4,2 MW TES mit einem Rotordurchmesser von 141 m, 
einer Nabenhöhe von 159 m und einer Gesamthöhe von 

229,5 m. Die Nennleistung beträgt 4,2 MW je Anlage. Zu jeder 
Windkraftanlage gehören Fundament, Zuwegung und Kran-
stellflächen. Das Vorhaben führt zu einem Eingriff in den Wald, 
es sollen Waldflächen temporär (3.764 m²) oder dauerhaft 
(336 m²) umgewandelt werden.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im Juni 2019 vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 11. Oktober 2018 
bis einschließlich 12. November 2018 im Landesamt für Um-
welt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaus-
see  2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam OT Groß Glie- 
nicke, im Amt Niemegk, Großstraße 6, Zimmer 26, 14823 Nie- 
megk und in der Stadtverwaltung Treuenbrietzen, Bauverwal-
tung, Großstraße 105, 14929 Treuenbrietzen ausgelegt und 
können dort während der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, das FFH-Gebiet Obere Nieplitz und eine 
naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: https://www.uvp-verbund.de/bb

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 11. Oktober 2018 bis einschließlich 
12. Dezember 2018 unter Angabe der Vorhabens-ID 028/17 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Geneh-
migungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 14410 Pots-
dam oder schriftlich beim Amt Niemegk, Großstraße 6, 
14823 Niemegk oder bei der Stadtverwaltung Treuenbrietzen, 
Großstraße 105, 14929 Treuenbrietzen erhoben werden. Mit 
Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
verwendet werden unter:
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
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Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 13. März 2019 
um 10 Uhr im Gemeindehaus Nichel, Dorfstraße 17 a, 
14823 Mühlenfließ OT Nichel. Kann die Erörterung an diesem 
Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin 
am folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb von 
vier Windkraftanlagen in 17337 Uckerland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 2. Oktober 2018

Die Firma WindBauer GmbH, Markplatz 1 in 17033 Neubran-
denburg beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück in 
17337 Uckerland in der Gemarkung Jagow, Flur 1, Flur- 
stücke 101/1, 109/1 und 111 vier Windkraftanlagen zu errichten 
und zu betreiben. (Az.: G04018)

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzu-
führen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgü-
ter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
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S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 16259 Höhenland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 2. Oktober 2018

Die Firma WKN Windpark Wölsickendorf-Wollenberg GmbH 
& Co. KG, Otto-Hahn-Straße 12 - 16 in 25813 Husum bean-
tragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück 16259 Höhenland in 
der Gemarkung Wölsickendorf, Flur 1, Flurstück 8 eine Wind-
kraftanlage zu errichten und zu betreiben. (Az.: G06318)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzu-
führen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgü-
ter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben „Verbesserung des 
Landschaftswasserhaushaltes Küstriner Vorland -  
OT Manschnow/Errichtung von zwei begrünten, 

temporär wasserführenden Gräben zum 
Heyengraben beziehungsweise zum Zuleiter 

Heyengraben“ in der Gemeinde Küstriner Vorland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 2. Oktober 2018

Die Gemeinde Küstriner Vorland, vertreten durch das Amt Gol-
zow  beantragt für das Vorhaben „Verbesserung des Land-
schaftswasserhaushaltes Küstriner Vorland - OT Manschnow/
Errichtung von zwei begrünten, temporär wasserführenden 
Gräben zum Heyengraben beziehungsweise zum Zuleiter 
Heyengraben“ die Planfeststellung nach § 68 des Wasserhaus-
haltsgesetzes.

Das Vorhaben sieht im Bereich der Ortslage Manschnow die 
Errichtung von zwei Gräben mit einer Länge von ca. 1,5 km 
beziehungsweise ca. 2,4 km vor, um im Falle eines hohen Nie-
derschlagswasseraufkommens Oberflächenwasser in den Heyen- 
graben beziehungsweise einen Zuleiter des Heyengrabens von 
unmittelbar an Wohnbebauung angrenzenden landwirtschaftli-
chen Flächen ableiten zu können. Durch die vorgesehenen 
Stauanlagen wird gleichzeitig ein Wasserrückhalt gewährleis-
tet. Die Gräben sind nur temporär wasserführend. 

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.18.1 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.
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Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen 
Gründen:

Für das Anlegen der Grabentrassen, zum Teil mit begleitenden 
Gewässerrandstreifen sowie für die erforderlichen Kompensa-
tionsmaßnahmen wird in erster Linie landwirtschaftliche Flä-
che herangezogen, welche keine besondere Wertigkeit für die 
biologische Vielfalt, Tiere und Pflanzen oder die anderen 
Schutzgüter nach § 2 Absatz 1 UVPG aufweist. Durch die Mög-
lichkeit der Ableitung von Oberflächenwasser von den angren-
zenden landwirtschaftlichen Flächen verbessern sich die Bedin-
gungen für ihre Bewirtschaftung. Angrenzende Wohnbebauung 
und Gewerbebetriebe werden durch das Vorhaben vor dem Zu-
strom von Oberflächenwasser geschützt. Das Vorhaben ist 
durch die Anlage der Gräben, Neuversiegelungen bei Überfahr-
ten und punktuelle Sohlsicherungen mit einem Eingriff in die 
Schutzgüter Boden und Fläche verbunden. Mehrere Bäume 
müssen gefällt werden. Die Anlage einer temporären Baustraße 
ist mit zusätzlichen vorübergehenden Beeinträchtigungen ver-
bunden. In die Schutzgüter Mensch, Tiere, biologische Vielfalt, 
Wasser, Luft, Klima, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
erfolgt kein beziehungsweise kein nennenswerter Eingriff, auch 
nicht durch Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 
Schutzgebiete sind durch das Vorhaben gleichfalls nicht betrof-
fen. Das Vorhabengebiet weist auch keine sonstigen besonde-
ren Qualitätsmerkmale auf. Mit den vorgesehenen Schutz-, Mi-
nimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen werden die mit dem 
Vorhaben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft so-
weit wie möglich vermieden beziehungsweise reduziert.

Im Ergebnis sind erhebliche und nachhaltige Auswirkungen auf 
die Umwelt und die Schutzgüter nach § 2 Absatz 1 UVPG nicht 
zu erwarten.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender 
Seite: www.lfu.brandenburg.de/info/owb

Rechtsgrundlagen:

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltverträglichkeitsprüfung

für das Vorhaben der Firma Spitzke SE
„Erweiterung des Gleisanschlusses Spitzke SE 

im GVZ Berlin Süd Großbeeren“

Bekanntmachung des Landesamtes für Bauen 
und Verkehr, Planfeststellungsbehörde,

gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Vom 31. August 2018

Die Firma Spitzke SE stellte einen Antrag auf Entscheidung ge-
mäß § 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) sowie § 1 
Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Brandenburg (VwVfGBbg) in Verbindung mit den §§ 72 ff. des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) für das Vorhaben „Er-
weiterung des Gleisanschlusses Spitzke SE im GVZ Berlin Süd 
Großbeeren“. Das Plangebiet befindet sich am Firmensitz der 
Firma Spitzke SE im Güterverteilzentrum (GVZ) der Gemeinde 
Großbeeren, Märkische Allee 39/41 in 14979 Großbeeren.

Gemäß §§ 5 und 9 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Nummer 14.8 der An-
lage 1 zum UVPG ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzel-
falls durchgeführt worden.

Im Ergebnis dieser Einzelfallvorprüfung überzeugte sich die 
Planfeststellungsbehörde davon, dass das vorgenannte Vorha-
ben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ha-
ben kann und stellt fest, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung unterbleiben kann.

Unter Zugrundelegung der Parameter der Anlagen 2 und 3 
UVPG ist festzustellen, dass die Betroffenheiten in der Mehr-
zahl nicht oder nur in äußerst geringem Maße gegeben sind und 
daher als nicht relevant eingeschätzt wurden.

Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht un-
ter Hinweis auf die jeweils einschlägigen Kriterien nach Anla-
ge 3 sind:

-	 Das Vorhaben liegt auf bahntechnisch genutztem Gelände 
eines ausgewiesenen Gewerbegebietes.

-	 In der Nachbarschaft befindet sich keine Wohnbebauung.
-	 Schutzgebiete sind vom Vorhaben nicht betroffen.
-	 Erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG 

sind mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 
zu erwarten.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 5 Ab-
satz 3 UVPG). Die Begründung dieser Entscheidung und die ihr 
zugrunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter der Telefonnummer 03342 4266-2110 
während der Dienstzeiten im Landesamt für Bauen und Ver-
kehr, Dezernat Anhörung/Planfeststellung Straßen und Eisen-
bahnen, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, eingesehen wer-
den.
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Planfeststellungsbeschluss 
für die Errichtung und den Betrieb der 

Europäischen Gas-Anbindungsleitung (EUGAL) 
in Brandenburg von der Landesgrenze 

Mecklenburg-Vorpommern bei Schönfeld 
im Landkreis Uckermark bis zur Landesgrenze 

Sachsen bei Großthiemig im Landkreis Elbe-Elster

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe 

Vom 19. September 2018

Mit Planfeststellungsbeschluss des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe vom 17. August 2018 - Aktenzei-
chen  27.1-1-32 - ist der Plan für Errichtung und Betrieb der 
EUGAL im Abschnitt Brandenburg festgestellt worden.

Auszug aus dem verfügenden Teil des Planfeststellungs- 
beschlusses:

Gemäß § 43 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes über die Elektrizi-
täts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) 
vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Absatz 6 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 
(BGBl.  I S. 2808; 2018 I 472) in Verbindung mit Anlage 1 
Nummer 19.2.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370), 
wird der Plan der gemeinsam handelnden Vorhabenträger  
GASCADE Gastransport GmbH, Fluxys Deutschland GmbH, 
Gasunie Deutschland Transport Services GmbH und ONTRAS 
Gastransport GmbH für die Errichtung und den Betrieb der 
Erdgasfernleitung EUGAL (Europäische Gas-Anbindungslei-
tung), Abschnitt Brandenburg, nach Maßgabe dieses Beschlus-
ses mit den sich aus diesem Beschluss ergebenden Änderungen, 
Ergänzungen, Anordnungen und Vorbehalten festgestellt.

Der Plan ist nach Maßgabe der unter II. aufgeführten Planun-
terlagen auszuführen, soweit sich aus diesem Beschluss keine 
Änderungen, Ergänzungen, Nebenbestimmungen oder Vorbe-
halte ergeben.

Einer Übertragung der Verpflichtung der Vorhabenträger zur 
Durchführung und Pflege der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men gemäß Maßnahmenblättern E-ODT01, Teilflächen 1-3,  
E-ODT02, Teilflächen 1 u. 2, E-ODT03, E-BAL01, E-BAL02, 
E-OHS01, E-OHS02, Teilflächen 1-9, E-LBH01, E-LBH04, 
Teilflächen 1-2, E-MPN01, Teilflächen 1-13 des Landschafts-
pflegerischen Begleitplans mit befreiender Wirkung auf die ge-
mäß § 4 der Verordnung zur Durchführung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in Maßnahmen- und Flächenpools in Bran-
denburg (Flächenpoolverordnung - FPV) vom 24. Februar 2009 
(GVBl. II  S. 111), geändert durch Verordnung vom 22. Sep-
tember 2009 (GVBl. II S. 750), anerkannte Flächenagentur 
Brandenburg nach Maßgabe der Regelungen im Vertrag  
zwischen der Flächenagentur Brandenburg GmbH und der  
GASCADE Gastransport GmbH vom 25. Juli 2018 wird zuge-
stimmt.

Dieser Beschluss wirkt auch für und gegen etwaige Rechts-
nachfolger der Vorhabenträger.

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens 
einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen an anderen 
Anlagen, insbesondere der Verlegung einer 20 kV-Freileitung im 
Bereich SP 92 auf einer Länge von 120 m, im Hinblick auf alle 
berührten öffentlichen Belange festgestellt. Der Planfeststel-
lungsbeschluss konzentriert alle für das Vorhaben erforderlichen 
öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaub-
nisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen.

Hinweise zum Planfeststellungsbeschluss:

Der Planfeststellungsbeschluss enthält Nebenbestimmungen.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über die erhobenen Ein-
wendungen und Stellungnahmen von Vereinigungen entschie-
den worden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg, Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin, erhoben werden.

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur 
Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel anzugeben (§ 43e Absatz 3 Satz 1 EnWG).

Die Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss hat keine auf-
schiebende Wirkung (§ 43e Absatz 1 Satz 1 EnWG). Der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage 
gegen einen Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Absatz 5 
Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I 
S.  686), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151), kann nur innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses gestellt 
und begründet werden (§ 43e Absatz 1 Satz 2 EnWG).

Hinweise zur Auslegung:

Der Beschluss liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten 
Plans in den nachstehend aufgeführten Gemeinden ab dem 
17.  Oktober 2018 bis zum 30. Oktober 2018 während der 
Dienststunden zur Einsicht aus:

Amt Brüssow (Uckermark)
Amt Gramzow
Stadt Angermünde
Amt Oder-Welse
Amt Britz-Chorin-Oderberg
Stadt Bad Freienwalde (Oder)
Stadt Wriezen
Amt Barnim-Oderbruch
Amt Märkische Schweiz
Stadt Strausberg
Stadt Müncheberg
Gemeinde Steinhöfel
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Gemeinde Grünheide (Mark)
Amt Spreenhagen
Gemeinde Heidesee
Gemeinde Bestensee
Stadt Königs Wusterhausen
Amt Schenkenländchen
Stadt Mittenwalde
Stadt Baruth/Mark
Amt Unterspreewald
Stadt Luckau
Gemeinde Heideblick
Stadt Sonnewalde
Amt Kleine Elster (Niederlausitz)
Stadt Finsterwalde
Amt Elsterland
Amt Plessa
Stadt Lauchhammer
Amt Schradenland.

Der Planfeststellungsbeschluss nebst festgestelltem Plan kann 
mit Beginn der Auslegung zusätzlich auch im Internet über  

www.lbgr.brandenburg.de (Hauptmenü: Genehmigungsverfahren/ 
Planfeststellungsverfahren) aufgerufen werden. Maßgeblich ist 
jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen.

Der Beschluss wurde den Vorhabenträgern zugestellt. Da außer 
an die Vorhabenträger mehr als 50 Zustellungen an diejenigen, 
über deren Einwendungen entschieden worden ist und an Verei-
nigungen, über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, 
erforderlich gewesen wären, werden diese Zustellungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Mit dem Ende der Ausle-
gungsfrist gilt der Beschluss den Betroffenen und denjenigen 
gegenüber, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Planfeststel-
lungsbeschluss bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von den 
Betroffenen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben 
oder Stellungnahmen abgegeben haben, beim Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Inselstraße 26, 03046 Cott-
bus, schriftlich oder elektronisch angefordert werden.
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 27. November 2018, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Jeßnigk Blatt 259 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

2 Jeßnigk 3 140/3 Gebäude- und Freifläche, 
Jeßnigk 47

704 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstück mit leerstehendem 
Gebäude (ehemalige Gastwirtschaft) im zentralen Gemeinde-
gebiet.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 01.03.2016.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 18.600,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 8/16

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung 
von Dienstausweisen

Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von 
Frau Caroline Hesse (Ministerium für Infrastruktur und Lan-
desplanung); Dienstausweisnummer: 200 211; ausgestellt am 
02.05.2012 gültig bis 01.05.2022, wird hiermit für ungültig er-
klärt.

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von 
Frau Sophie Lehmann-Mews, Dienstausweisnummer 100290, 
Kartennummer 00153, Farbe blau, ausgestellt am 10.03.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

Universität Potsdam

Folgender verloren gegangener Dienstausweis wird hiermit  
für ungültig erklärt: Herr Prof. Dr. Helmut Schlaad, Dienst-
ausweis-Nr. 211011, ausgestellt am 10.05.2016, gültig bis 
31.05.2021.
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Stadt Frankfurt (Oder)

In der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) ist zum nächstmög- 
lichen Zeitpunkt die Stelle des/der

1. Beigeordneten
(Bürgermeister/in)

zu besetzen. 

Der/Dem 1. Beigeordneten sollen folgende Fachbereiche zuge-
wiesen werden:

Ordnung und Sicherheit, Veterinär- und Lebensmittel-
überwachung, Bürgerservice, Beteiligungen, Wirtschafts-

förderung, Tourismus und Stadtmarketing.

Eine spätere Änderung der Geschäftsverteilung bleibt vorbehal-
ten.

Die Stadt Frankfurt (Oder) mit ca. 60.000 Einwohnern sucht für 
die aktive Gestaltung ihrer weiteren Entwicklung eine zielstre-
bige, verantwortungsbewusste und teamfähige Persönlichkeit, 
die in der Lage ist, die Verwaltung im Sinne eines modernen 
Dienstleistungsunternehmens bürgernah und zukunftsorientiert 
zu gestalten. Für die Nutzung der besonderen Möglichkeiten 
und Potenziale der Stadt werden hohe Kreativität, Entschei-
dungsfreude, Verantwortungs- und Kostenbewusstsein und die 
Fähigkeit, Mitarbeiter/innen zu motivieren und zu führen er-
wartet. 

In der Person der/des 1. Beigeordneten sollen die Qualifika- 
tionsanforderungen der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg an Wahlbeamte in kreisfreien Städten des Landes 
Brandenburg gewährleistet werden. Die Bewerber/innen müs-

sen daher über die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 
oder zum Richteramt verfügen oder eine den vorgenannten Be-
fähigungsvoraussetzungen vergleichbare Qualifikation haben 
und die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Zeit erfüllen.

Wir bieten Ihnen die Chance, die Stadtentwicklung und eine 
bürgerorientierte Verwaltung in vertrauensvoller Zusammen-
arbeit mit dem Oberbürgermeister, den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und den politischen Gremien aktiv mitzugestalten.

Die/Der 1. Beigeordnete wird für die Dauer von acht Jahren als 
Beamtin/Beamter auf Zeit durch die Stadtverordnetenversamm-
lung gewählt. Die/Der 1. Beigeordnete ist gleichzeitig allge- 
meine/r Vertreterin/Vertreter des Oberbürgermeisters mit der 
Amtsbezeichnung „Bürgermeisterin/Bürgermeister“. Die Be-
soldung der/des 1. Beigeordneten erfolgt nach der Besoldungs-
gruppe B3.

Es wird erwartet, dass der Hauptwohnsitz in der Stadt Frankfurt 
(Oder) genommen wird. Umzugskosten und Kosten, die im  
Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, können nicht 
erstattet werden.

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen insbesondere Zeug-
nisabschriften, Befähigungs- und Tätigkeitsnachweise, Refe-
renzen, erweitertes Führungszeugnis sind im verschlossenen 
Umschlag bis zum 18.10.2018 einzureichen bei der

Stadt Frankfurt (Oder)
Der Oberbürgermeister
persönlich
„Bewerbung Beigeordneter“
Marktplatz 1
15230 Frankfurt (Oder).

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufruf

Der Verein Hedwig-Bollhagen-Gesellschaft e. V., eingetragen 
beim Amtsgericht Potsdam unter dem Aktenzeichen VR 7103, 
Nr. 3, Geschwister-Scholl-Str. 36, Fasanerie, 14571 Potsdam ist 
mit einstimmigem Beschluss der Mitgliederversammlung am 
8. November 2015 aufgelöst worden.

Die Gläubigerinnen/Gläubiger werden aufgefordert, bestehen-
de Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten Li-
quidatoren anzumelden:

1.	 Herr Dr. Heinz Schönemann, 1. Vorsitzender
	 Geschwister-Scholl-Str. 36, Fasanerie, 14571 Potsdam 

2.	 Herr Andreas Kalesse, stellv. Vorsitzender
	 Billstedter Pfad 2, 13591 Berlin
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